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Das seit dem 1.1.2020 geltende Pflegeberufegesetz führt 
die Alten-, Kranken- und Kinderkrankenpflegeausbil-
dungen unter der einheitlichen Berufsbezeichnung 
„Pflegefachfrau/-mann“ zusammen. Damit wird die Aus-
bildung samt ihrer Finanzierung auf eine einheitliche 
Rechtsgrundlage gestellt und auch an Hochschulen als 
Regelausbildung ermöglicht.

In diesem Kommentar werden die Rechtsgrundlagen der 
Berufsausbildung und -zulassung einschließlich der Aus-
bildungs- und Prüfungsverordnung ausführlich dargestellt 
und praxisorientiert erläutert. 

Für die 3. Auflage wurden alle Gesetzesänderungen be-
rücksichtigt, u.a. die hochschulische Pflegeausbildung mit 
dem Pflegestudiumstärkungsgesetz und die Erweiterung 
um Kompetenzen zur Ausübung heilkundlicher Aufgaben.

„Eine wissenschaftlich fundierte und dabei gleichzeitig 
äußerst praxisorientierte Erläuterung, die insbesondere 
für Ausbildungsträger, Schulen und Aufsichts- bzw. Prüfbe-
hörden ein unverzichtbares Nachschlagewerk darstellt. Für 
diesen Adressatenkreis ist das Buch ein absolutes Muss!“ 
(Prof. Dr. Peter Kostorz, socialnet).
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Abkürzungsverzeichnis

→ Verweis auf Kommentierung in diesem Buch
a. A. andere Auffassung/Ansicht
a. a. O. am angegebenen Ort
ABl. Amtsblatt der Europäischen Union
Abs. Absatz
AEUV Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union
a. F. alte Fassung
AltPflG Altenpflegegesetz
AltPflAPrV Altenpflege-Ausbildungs- und Prüfungsverordnung
Anl. Anlage
AP Arbeitsrechtliche Praxis (Entscheidungssammlung)
ArbG Arbeitsgericht
ArbZG Arbeitszeitgesetz
Art. Artikel
ASMK Arbeits- und Sozialministerkonferenz
Az Aktenzeichen
BA Bachelor of Arts
BAFzA Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben
BAG Bundesarbeitsgericht
BAnz Bundesanzeiger
BÄO Bundesärzteordnung
BayVBl Bayerische Verwaltungsblätter
BayVGH Bayerischer Verwaltungsgerichtshof
BBiG Berufsbildungsgesetz
BeckRS https://beck-online.beck.de/Home (Rechtsdatenbank)
BDSG Bundesdatenschutzgesetz
BEEG Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz 
Beschl. Beschluss
BetrVG Betriebsverfassungsgesetz
BFH Bundesfinanzhof
BFS Berufsfachschule
BGB Bürgerliches Gesetzbuch
BGBl. Bundesgesetzblatt
BGH Bundesgerichtshof
BiBB Bundesinstitut für Berufsbildung
BMBF Bundesministerium für Bildung und Forschung

https://beck-online.beck.de/Home


Abkürzungsverzeichnis

14

BMF Bundesfinanzministerium 
BMFSFJ Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
BMI Bundesministerium des Innern
BMG Bundesministerium für Gesundheit
BPersVG Bundespersonalvertretungsgesetz
BQFG Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz
BR-Drs. Bundesrats-Drucksache
BSc Bachelor of Science
bspw. beispielsweise
BT-Drs. Bundestags-Drucksache
BVerfG Bundesverfassungsgericht
BVerfGE Entscheidungssammlung des Bundesverfassungsgerichts
BVerwG Bundesverwaltungsgericht
BVwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz (Bund)
bzw. beziehungsweise
ders. derselbe
dejure.org www.dejure.org (juristisches Informationsportal)
DGP DG Pflegewissenschaft
DKG Deutsche Krankenhausgesellschaft
DQR Deutscher Qualifikationsrahmen
DRG Diagnosis Related Groups (Diagnosebezogene Fallgruppen)
DRK Deutsches Rotes Kreuz
EBA Europäischer Berufsausweis
ebd. ebenda 
EBR Erweiterte Berufsbildungsreife
ECTS European Credit Transfer System
EG Europäische Gemeinschaften
EGMR Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte
EpiGesAusbSichV Verordnung zur Sicherung der Ausbildungen in den 

Gesundheitsfachberufen während einer epidemischen Lage 
von nationaler Tragweite

EQR Europäischer Qualifikationsrahmen
ErfK Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht (siehe 

Literaturverzeichnis)
et al. et alii (lat.): und andere
EU Europäische Union
EuGH Europäischer Gerichtshof
EWG Europäische Wirtschaftsgemeinschaft

http://www.dejure.org
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EzB Entscheidungssammlung zum Berufsbildungsrecht, 
Luchterhand Verlag

EWR Europäischer Wirtschaftsraum
f., ff. folgend, fortfolgend
Fn. Fußnote
G-BA Gemeinsamer Bundesausschuss
gem. gemäß
GfG Gutachtenstelle für Gesundheitsberufe
GG Grundgesetz
ggf. gegebenenfalls
GKV Gesetzliche Krankenversicherung
GKV-VSG GKV-Versorgungsstärkungsgesetz
GMK Gesundheitsministerkonferenz 
GmS – OGB Gemeinsamer Senat der Obersten Gerichtshöfe des Bundes
grds. grundsätzlich
GVBl. Gesetz- und Verordnungsblatt
GS Schl.-H. Gesetzessammlung Schleswig-Holstein 
Hs. Halbsatz
HSA Hauptschulabschluss
HF Höhere Fachschule (Schweiz)
HebG Hebammengesetz
HebRefG Hebammenreformgesetz
HeilprG Heilpraktikergesetz
HRK Hochschulrektorenkonferenz
ICN International Council of Nurses
i. d. F. v. in der Fassung vom
i. d. R. in der Regel
IfSG Infektionsschutzgesetz 
i. S. d. im Sinne des/der
i. S. v. im Sinne von
i. V. m. in Verbindung mit
JArbSchG Jugendarbeitsschutzgesetz
JAV Jugend- und Auszubildendenvertretung
Jurion www.wolterskluwer-online.de/jurion# (Rechtsportal)
juris www.juris.de (Rechtsportal)
jusmeum www.jusmeum.de (Anwaltsportal)
KHG Krankenhausfinanzierungsgesetz
KMK Kultusministerkonferenz

http://www.wolterskluwer-online.de/jurion#
http://www.juris.de
http://www.jusmeum.de
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KrPflG Krankenpflegegesetz
KrPflAPrV Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Berufe in der 

Krankenpflege
LAG Landesarbeitsgericht
lit. littera (Buchstabe)
LPersVG Landespersonalvertretungsgesetz
MGSFF  Ministerium für Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie 

(NRW)
MTAG Gesetz über technische Assistenten in der Medizin
MTBG MT-Berufe-Gesetz
MuSchG Mutterschutzgesetz
m. w. N. mit weiteren Nachweisen
NJW Neue Juristische Wochenschrift, Verlag C. H. Beck
NDS MBl Niedersächsisches Ministerialblatt
NotSanG Notfallsanitätergesetz
Nr. Nummer
NRW Nordrhein-Westfalen
NRWE Rechtsprechungsdatenbank Nordrhein-Westfalen  

(www.nrwe.de)
n. v. nicht veröffentlicht
NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht, Verlag C. H. Beck
NZA Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht, Verlag C. H. Beck
o. A. ohne Angabe(n)
OLG Oberlandesgericht
openJur https://openjur.de/ (freie Rechtsprechungsdatenbank)
OVG Oberverwaltungsgericht
PflAFinV Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung
PflAPrV Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung
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Vorwort

Seit dem 1. Januar 2020 ist das Pflegeberufegesetz vom 17. Juli 2017 in Kraft. Voraus-
gegangen waren langjährige Auseinandersetzungen über die Gestaltung der Ausbil-
dungsreform der Pflegeberufe. Auch das Gesetzgebungsverfahren selbst erstreckte 
sich über zwei Legislaturperioden, bis dann auch die zugehörige Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung und die Finanzierungsregelung verabschiedet werden konn-
ten. Ein kleiner historischer Abriss mit den wichtigsten Etappen und Neuregelun-
gen findet sich in der Einleitung zu diesem Buch.

Nach Abschluss des ersten Ausbildungsdurchgangs wurde das Gesetz im 
Dezember 2023 insbesondere hinsichtlich der hochschulischen Pflegeausbildung 
grundlegend novelliert. Sie wurde als duales Studium mit einem betrieblich-arbeits-
rechtlich ausgestalteten Ausbildungsverhältnis neu konzipiert. Die „Träger des 
praktischen Teils der hochschulischen Pflegeausbildung“ werden u. a. verpflichtet, 
eine Ausbildungsvergütung zu zahlen, die praktische Ausbildung zu organisieren 
und die Praxisanleitung sicherzustellen. Weitere Schwerpunkte der Novellierung 
sind die Erleichterung der Einwanderung von Pflegefachkräften durch Verein-
fachung der Anerkennungsverfahren, eine Anpassung des Prüfungsverfahrens an 
die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts und nicht zuletzt die Quali-
fizierung zur Ausübung der Heilkunde zu ausgewählten Diagnosen im Rahmen 
des dualen Studiums. Weitere Reformvorhaben wie das Pflegekompetenzgesetz 
und das Pflegefachassistenzeinführungsgesetz konnten in der 20. Legislaturperiode 
(10/2021–3/2025) nicht mehr abgeschlossen werden.

Mit diesem Kommentar setze ich die bewährte Zusammenarbeit mit Annette 
Malottke fort, mit der ich bereits bei der Kommentierung des Notfallsanitätergeset-
zes und den ersten Auflagen dieses Kommentars zusammengearbeitet habe. Von ihr 
wurden die §§ 40–52 des Pflegeberufegesetzes und die §§ 9–13, 17–23, 33–34 und 
43–49 der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung bearbeitet.

Nach einer Einführung in die Entstehungsgeschichte werden die einzelnen 
Bestimmungen des Gesetzes und der Verordnung ausführlich unter Berücksichti-
gung der aktuellen Rechtsprechung zum Berufsbildungsrecht, zum Prüfungsrecht 
sowie zum Berufszulassungsrecht auch im Hinblick auf Mitbestimmungsrechte 
betrieblicher Interessenvertretungen für die Praxis erläutert.

Auf einen gesonderten Abdruck der reinen Gesetzes- und Verordnungstexte 
haben wir verzichtet. Aktuelle Fassungen können über die Internetseite des Bun-
desministeriums für Justiz abgerufen werden (http://www.gesetze-im-internet.de/
index.html).

http://www.gesetze-im-internet.de/index.html
http://www.gesetze-im-internet.de/index.html
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Dieser Kommentar wendet sich an Auszubildende, Lehrerinnen und Lehrer, 
Jugend- und Auszubildendenvertretungen, Betriebs- und Personalräte sowie Mit-
arbeitervertretungen, Beschäftigte in Behörden, Verwaltungen und bei Verbänden, 
Studierende und Lehrende an Hochschulen und Weiterbildungs- und Bildungsein-
richtungen, die mit Ausbildungsfragen in den Pflegeberufen befasst sind.

Die Kommentierung basiert auf dem Gesetzestext in der durch das Pflegestu-
diumstärkungsgesetz vom 12.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 359) geänderten Fassung 
und dem Text der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung in der Fassung vom 
21.11.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 360).

Für die Rückmeldungen zu den bisherigen Auflagen bin ich dankbar und freue 
mich weiterhin über Kritik und Anregungen.

Gerd Dielmann
Berlin, im März 2025
gerd.dielmann@t-online.de

mailto:gerd.dielmann@t-online.de
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Einleitung

Seit dem 1. Januar 2020 gilt für die Ausbildung in den Pflegefachberufen das Pflege-
berufegesetz (PflBG) vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581) mit der zugehörigen Pfle-
geberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung (PflAPrV) vom 2. Oktober 2018 
(BGBl. I S. 1572). Das Altenpflegegesetz und das Krankenpflegegesetz, nach denen 
die drei in Deutschland bestehenden Pflegefachberufe bisher ausgebildet wurden, 
sind am 31. Dezember 2019 außer Kraft getreten, begonnene Ausbildungen werden 
jedoch nach altem Recht zu Ende geführt.
Damit findet die Reform der Ausbildung in den Pflegeberufen einen vorläufigen 
Abschluss. Wesentliche Elemente sind eine einheitliche Ausbildung in allgemei-
ner Pflege, die in der neuen Berufsbezeichnung „Pflegefachfrau“ und „Pflegefach-
mann“ ihren Ausdruck findet, eine grundständige Hochschulausbildung, die neben 
der Berufsbezeichnung einen ersten akademischen Grad verleiht, eine einheitliche 
Finanzierung über Ausgleichsfonds, die auf Landesebene gebildet werden, Vorbe-
haltstätigkeiten und höhere Anforderungen an die Ausbildungsqualität, die sich u. a. 
in höheren Qualifikationsanforderungen an Lehr- und Leitungspersonal in den Pfle-
geschulen und an Praxisanleiter/-innen niederschlagen.

I. Entstehungsgeschichte

1. Berufsbildungspolitische Debatte
Die Diskussion um die sogenannte „generalistische“ Ausbildung in allgemeiner 
Pflege setzte bereits ein, als die deutsche Krankenpflegeausbildung mit dem Kran-
kenpflegegesetz von 1985 gerade an die Vorgabe der Richtlinien der Europäischen 
Gemeinschaften von 19771 angepasst worden war. Schon im Europäischen Über-
einkommen des Europarats von 1967 war von der in „allgemeiner Pflege“ ausge-

1 Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Hrsg.): Richtlinien des Rates über die gegen-
seitige Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise der 
Krankenschwester und des Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege verantwortlich sind, 
und über Maßnahmen zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des Niederlassungsrechts 
und des Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr (77/452/EWG) vom 27.  Juni 1977, Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 176/15.7.1977, zul. geändert (ABl. L 236 vom 23.9.2003), 
korrigiert (ABl. C  22 vom 27.1.2005), https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CE-
LEX:31977L0452). Kommission der Europäischen Gemeinschaften, (Hrsg.): Richtlinie des Rates zur 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Tätigkeiten der Krankenschwester 
und des Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege verantwortlich sind (77/453/EWG) vom 
27. Juni 1977“. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 176/15.7.77, zul. geändert durch 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CE-LEX:31977L0452
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:31977L0452
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:31977L0452


Einleitung

24 Gerd Dielmann

bildeten Pflegekraft (general trained nurse)2 die Rede, die für alle Pflegesettings 
qualifiziert sein sollte. Dem Übereinkommen hatte die Bundesrepublik 1972 mit 
Einschränkungen durch Gesetz zugestimmt.
Die dort vereinbarten Vorgaben wurden in die EG-Richtlinien von 1977 übernom-
men. Dazu zählten neben der dreijährigen Dauer, dem Umfang von 4.600 Stunden, 
davon mindestens die Hälfte praktische und mindestens ein Drittel theoretische 
Ausbildung, dem Zugang mit einer mindestens zehnjährigen allgemeinen Schul-
bildung auch die Befähigung zur Pflege von Kindern, psychisch Kranken und alten 
Menschen. Mit der Übernahme in das deutsche Ausbildungsrecht im Krankenpfle-
gegesetz (1985) war den EG-Richtlinien entsprochen und mit der Ausbildung in 
allgemeiner Krankenpflege mit den Abschlüssen Krankenschwester und Kranken-
pfleger die „generalistische“ Ausbildung in der Bundesrepublik Deutschland umge-
setzt.3 Parallel gab es den Berufsabschluss in Kinderkrankenpflege und eine lan-
desrechtlich sehr unterschiedlich geregelte Altenpflegeausbildung. Für die Bereiche 
der pädiatrischen Pflege und der Altenpflege erfolgte die Umsetzung des EG-Rechts 
daher nur in bescheidenen Ansätzen. So war die Ausbildung in „Altenpflege“ der 
„allgemeinen Medizin“ zugeschlagen und für die Ausbildung in Kinderkranken-
pflege, psychiatrischer Pflege und Gemeindekrankenpflege insgesamt nur 400 Stun-
den praktischer Ausbildung vorgesehen.4 
Seit Mitte der 1980er-Jahre gab es mit Schwerpunkt in den 1990er-Jahren eine 
intensive Diskussion um eine grundlegendere Reform der Berufsausbildung in den 
Gesundheitsberufen. Neben der Frage der Integration in das Regelsystem der beruf-
lichen Bildung und der Lehrkräfteausbildung standen dabei die Themen der Verein-
heitlichung der Ausbildungen zu einem Ausbildungsberuf und der Hochschulaus-
bildung im Vordergrund.5

Richtlinie 2001/19/EG vom 14.5.2001 (ABl. Nr. L 2069). https://eur-lex.europa.eu/legal-content/
DE/TXT/?uri=CELEX:31977L0453 (24.8.2020).
2 Council of Europe (Hrsg.): European Agreement on the Instruction and Education of Nurses 
Strasbourg, 25.X.1967, European Treaty Series, No. 59, Straßburg 1967.
3 Eine ähnliche Ausbildungsstruktur gab es zu der Zeit auch in der DDR (vgl. Thiekötter, Andrea: 
Pflegeausbildung in der Deutschen Demokratischen Republik, Mabuse-Verlag, Frankfurt am Main 
2006, S. 127).
4 Anl. 1 zu § 1 Abs. 1B Nr. 4 KrPflAPrV vom 16.10.1985 (BGBl. I S. 1973).
5 Beispielhaft seien genannt: Bals, Thomas: Professionalisierung des Lehrens im Berufsfeld 
Gesundheit, Müller Botermann, Köln 1990; BiBB (Hrsg.): Pflegen als Beruf – ein Berufsfeld in der 
Entwicklung, Bertelsmann, Berlin 1994; Gewerkschaft ÖTV: Pflege in Not, wir handeln. Vorschläge 
und Forderungen der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr zur Reform der 
Aus-, Fort- und Weiterbildung in den Pflegeberufen, Stuttgart 1990; Gewerkschaft ÖTV: Aus-, Fort- 
und Weiterbildung in den Pflegeberufen. Bildungspolitische Vorstellungen der Gewerkschaft ÖTV, 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31977L0453
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Entgegen allen Diskussionen und Vorüberlegungen konnte sich der Gesetzgeber 
nicht entschließen, einen einheitlichen Pflegeberuf zu schaffen. Widerstand gab es 
vornehmlich aus dem Bereich der Kinderkrankenpflege und der Kindermedizin. 
Die Altenpflegeausbildung war in den 16 Bundesländern vor der Jahrtausendwende 
in 17 landesrechtlichen Regelungen sehr unterschiedlich organisiert und es war 
nicht unüblich, Krankenschwestern und -pfleger und selbst Kinderkrankenpflege-
personal auch in Einrichtungen der Altenpflege zu beschäftigen. 
So wurde zunächst die Altenpflegeausbildung (2000/2003) mit einem Berufszu-
lassungsgesetz – verfassungsrechtlich umstritten6 – auf eine bundeseinheitliche 
Grundlage gestellt. Dem folgte mit dem Krankenpflegegesetz von 2003 eine Reform 
der Krankenpflegeausbildung mit neuen Berufsbezeichnungen, unter Beibehaltung 
der Kinderkrankenpflegeausbildung. Die Ausbildung wurde nun ausdrücklich auf 
die „Gesundheits- und Krankenpflege von Menschen aller Altersgruppen“7 in ver-
schiedenen Fachgebieten ausgerichtet und die praktische Ausbildung in der ambu-
lanten Versorgung spürbar ausgeweitet. In der Altenpflegeausbildung waren ambu-
lante Pflegeeinrichtungen als Träger der praktischen Ausbildung zugelassen. Für 
die Ausbildung in Gesundheits- und Krankenpflege und Gesundheits- und Kin-
derkrankenpflege wurden allgemeine und Differenzierungsbereiche unterschieden, 
sodass die Ausbildung z. T. einheitlich oder gemeinsam und gesondert organisiert 
werden konnte. Der Umfang der Ausbildung in der Pädiatrie und der Geriatrie war 
für die allgemeine Krankenpflegeausbildung jedoch nicht näher spezifiziert, sodass 
die Länder auch vergleichsweise kurze Einsätze zulassen konnten.8

Mit beiden gesetzlichen Neuregelungen der Ausbildungen waren Erprobungsreg-
lungen mit dem Ziel eingeführt worden, Ausbildungsangebote zu entwickeln, die 
der „Weiterentwicklung der Pflegeberufe unter Berücksichtigung der berufsfeldspe-

Stuttgart 1996; DBfK (Hrsg.): Ausbildung in den Pflegeberufen – Dokumentation eines Exper-
tengesprächs am 14.3.1997 in Eschborn, Eschborn 1997; BA (Hrsg.): Bildung und Pflege, Thieme 
Verlag, Stuttgart 1997; Robert Bosch Stiftung (Hrsg.): Pflege neu denken. Zur Zukunft der Pflege-
ausbildung, Schattauer, Stuttgart 2000; vgl.  a. Dielmann, Gerd: Krankenpflegegesetz und Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnung für die Berufe in der Krankenpflege. Text und Kommentar für die 
Praxis, 3., akt. u. erw. Aufl., Mabuse-Verlag, Frankfurt am Main 2013, S. 20 f. m. w. N.
6 Das Bundesland Bayern bestritt die Bundeszuständigkeit, weil es sich bei den Berufen in der 
Altenpflege nicht um „Heilberufe“ handele und daher eine Regelung über ein Berufszulassungs-
gesetz nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 19 verfassungsrechtlich nicht zulässig sei. Der Streit wurde schließ-
lich vom Bundesverfassungsgericht zugunsten einer Heilberufsregelung des Bundes entschieden. 
BVerfG, 24.10.2002, 2 BvF 1/01, Rn. 1–392 (http://www.bverfg.de/e/fs20021024_2bvf000101.html), 
BVerfGE 106, 62–166 (30.12.2024).
7 Anl. 1 zu § 1 Abs. 1B Nr. 2 KrPflAPrV vom 10.11.2003 (BGBl. I S. 2263).
8 Ebd.

http://www.bverfg.de/e/fs20021024_2bvf000101.html
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zifischen Anforderungen dienen sollen“ (§§ 4 Abs. 6 AltPflG und KrPflG). Damit 
war die Rechtsgrundlage geschaffen, vom Ort der Ausbildung (Krankenpflegeschule 
bzw. Altenpflegeschule) und von den Vorschriften der Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnungen durch landesrechtliche Vorgaben abzuweichen. Es entwickelte sich eine 
Vielzahl von Modellversuchen mit sehr unterschiedlichem Zuschnitt, von denen 
einige auch evaluiert wurden.9

Die Studie von Görres et al. erfasst 42 Modelle, die des BMFSFJ basiert auf 8 Modell-
projekten in verschiedenen Bundesländern. Die Mehrheit der untersuchten Modelle 
verfolgt den Ansatz einer „integrierten“ oder „integrativen“ Ausbildung. Eine 
deutliche Minderheit (10 von 38) wurde als „generalistisch“ oder „generalisiert“ 
beschrieben. Bei der am häufigsten erprobten „integrierten Ausbildung“ erfolgte 
überwiegend nach einer zweijährigen gemeinsamen Ausbildungsphase eine einjäh-
rige Spezialisierung, bei der „integrativen“ wurde die Ausbildung auf dreieinhalb 
Jahre verlängert. Bei den generalistisch angelegten Modellen wurde aufgrund der 
bestehenden gesetzlichen Vorgaben im Rahmen der dreijährigen Ausbildung i. d. R. 
nur eine Berufsbezeichnung erworben, und zwar die der Gesundheits- und Kran-
kenpflegerin bzw. des Gesundheits- und Krankenpflegers (Görres et al. 2009, S. 74). 
Hatten Auszubildende die Möglichkeit, den Abschluss während der Ausbildung zu 
wählen oder einen zweiten zusätzlichen Abschluss zu erwerben, so lag der Anteil 
der Altenpfleger/-innen, die einen zusätzlichen Abschluss als Gesundheits- und 
Krankenpfleger/-in erwerben wollten, mit 56 Prozent wesentlich höher als umge-
kehrt Gesundheits- und Krankenpfleger/-innen, die nur zu 9 Prozent einen zusätz-
lichen Abschluss als Altenpfleger/-in anstrebten (BMFSFJ 2008, S. 30).
Von den Erprobungsregelungen nicht intendiert, aber gleichwohl nicht ausgeschlos-
sen waren Modellversuche zur Hochschulausbildung. So entwickelten sich zusätz-
lich zu den bereits bestehenden Studiengängen, die zumeist einen Berufsabschluss 
in einem Pflegeberuf voraussetzten, erste grundständige Studienmöglichkeiten, die 
neben dem Hochschulabschluss auch zur Berufserlaubnis führten. Allerdings war 
dies nur unter der Bedingung zulässig, dass die Studierenden über einen Ausbil-
dungsvertrag mit einer für die Ausbildung zugelassenen Einrichtung verfügten und 
die ausbildungsrechtlichen Vorgaben im 4. Abschnitt des Altenpflegegesetzes oder 
im 3. Abschnitt des Krankenpflegegesetzes eingehalten wurden.

9 BMFSFJ (Hrsg.): Pflegeausbildung in Bewegung. Ein Modellvorhaben zur Weiterentwicklung der 
Pflegeberufe. Schlussbericht der wissenschaftlichen Begleitung, Berlin 2008; Universität Bremen 
(IPP), Görres, Stefan et al.: Qualitätskriterien für Best Practice in der Pflegeausbildung – Synopse 
evaluierter Modellprojekte – Abschließender Projektbericht, Bremen 2009.



Einleitung

Gerd Dielmann  27

2. Gesetzgebungsverfahren
Vor diesem Hintergrund hatte sich bereits die CDU-FDP-Koalition für die 17. Legis-
laturperiode (2009–2013) eine Reform der Ausbildung vorgenommen. „Wir wol-
len ein Berufsbild in der Altenpflege attraktiver gestalten. Darüber hinaus wollen 
wir die Pflegeberufe in der Ausbildung durch ein neues Berufsgesetz grundlegend 
modernisieren und zusammenführen“, hieß es im Koalitionsvertrag.10 Im März 
2010 war eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur „Weiterentwicklung der Pflegebe-
rufe“ eingerichtet worden, die eine entsprechende Reform vorbereiten sollte. Da der 
Bundesrat als Länderkammer den Berufszulassungsgesetzen der Heilberufe zustim-
men muss, ist eine solche Vorbereitung sinnvoll und für die Realisierungschancen 
des Gesetzesvorhabens bei unterschiedlichen Mehrheitsverhältnissen in Bundestag 
und Bundesrat für das Gelingen eines kontrovers diskutierten Vorhabens essenzi-
ell. Die Kommission legte nach zweijähriger Arbeit im März 2012 „Eckpunkte zur 
Vorbereitung des Entwurfs eines neuen Pflegeberufegesetzes“11 vor. Das Eckpunkte-
papier enthielt bereits die wesentlichen Elemente der dann erst in der 18. Legisla-
turperiode angestrebten Reform. So sollte u. a. ein einheitliches Pflegeberufsgesetz 
geschaffen, die Altenpflegeausbildung, die Gesundheits- und Kinderkrankenpflege-
ausbildung und die Gesundheits- und Krankenpflegeausbildung zu einer „genera-
listisch ausgerichteten Ausbildung“ zusammengeführt und eine akademische Aus-
bildung eingeführt werden. Die für das Gelingen der Reform entscheidende Frage, 
wie denn die neue Ausbildung finanziert werden sollte, wurde allerdings zunächst 
nicht beantwortet, sondern lediglich verschiedene Optionen beschrieben.12 Die 
Hochschulausbildung sollte vier Jahre dauern, bei gleichem Praxisumfang wie die 
berufliche Ausbildung eine Ausbildungsvergütung gewährleisten und die staatliche 
Behörde den alleinigen Vorsitz im Prüfungsausschuss innehaben (Eckpunktepapier, 
S. 28 f.). Die Gesamtverantwortung auch für die praktische Ausbildung sollte bei der 
Pflegeschule liegen und eine Fachkommission Empfehlungen für einen Rahmen-
lehrplan erarbeiten. Vorbehaltstätigkeiten sollten nicht im Berufszulassungsgesetz, 
sondern im Leistungsrecht oder dem Ordnungsrecht der Länder geregelt bzw. fort-
geschrieben werden (a. a. O. S. 26). Das Gesetzesvorhaben konnte in der 17. Legis-
laturperiode nicht mehr realisiert werden.

10 WACHSTUM. BILDUNG. ZUSAMMENHALT. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und 
FDP. 17. Legislaturperiode, S. 92.
11 Bund-Länder-Arbeitsgruppe: Weiterentwicklung der Pflegeberufe, Eckpunkte zur Vorbereitung 
des Entwurfs eines neuen Pflegeberufegesetzes, 1.3.2012, o. A.
12 Dielmann, Gerd: Eckpunktepapier der Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Ausbildungsreform 
liegt vor. In: Infodienst Krankenhäuser, Heft Nr. 57, Juni 2012, Hannover, S. 51–55.
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In der 18.  Legislaturperiode (2013–2017) wurde mit einer geänderten politischen 
Zusammensetzung ein neuer Anlauf genommen. Schwierige Gesetzesvorhaben, die 
der Zustimmung des Bundesrats bedürfen, haben in „großen“ Koalitionen bessere 
Realisierungschancen. „Wir wollen die Pflegeausbildung reformieren, indem wir 
mit einem Pflegeberufegesetz ein einheitliches Berufsbild mit einer gemeinsamen 
Grundausbildung und einer darauf aufbauenden Spezialisierung für die Alten-, 
Kranken- und Kinderkrankenpflege etablieren“, hieß es im Koalitionsvertrag von 
CDU, CSU und SPD.13 Weder das später angestrebte generalistische Modell noch 
die Hochschulausbildung waren offenbar zunächst vorgesehen.
Am 1.6.2015 legten dann die zuständigen Ministerien BMFSFJ und BMG einen 
Arbeitsentwurf14 für ein Pflegeberufsgesetz für ein Bund-Länder-Gespräch auf 
Fachebene vor, der in seinen Grundzügen bereits dem späteren Regierungsentwurf 
entsprach. Vorgesehen war ein einheitlicher Ausbildungsabschluss, eine Finanzie-
rung der Berufsausbildung über Ausgleichsfonds und eine Hochschulausbildung 
mit Berufsbezeichnung und erstem akademischen Grad. Es folgte am 26.11.2015 
ein Referentenentwurf der Ministerien, zu dem die Verbände um Stellungnahmen 
gebeten und bereits zum 11.12.2015 zu einer Anhörung eingeladen worden waren. 
Neben der Eile des Verfahrens wurde unbeschadet der unterschiedlichen Grundpo-
sitionen einhellig das Fehlen eines Entwurfs einer Ausbildungs- und Prüfungsver-
ordnung kritisiert, sodass wesentlich Informationen zu Struktur und Inhalten der 
Ausbildung noch nicht vorlagen.15

Die Bundesregierung beschloss den Entwurf eines Pflegeberufereformgesetzes 
(PflRefG) am 13.1.2016, ein Artikelgesetz, dessen Artikel 1 das Pflegeberufsgesetz 
(PflBG) enthält. Er wurde am 26.2.2016 im Bundesrat und am 18.3.2016 in erster 
Lesung im Bundestag beraten. Anträge der Oppositionsparteien, der Fraktion DIE 
LINKE16 und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN17, wurden mit dem Geset-
zesentwurf an die Ausschüsse zur Beratung überwiesen. Beide Fraktionen sprachen 
sich gegen das generalistische Ausbildungsmodell aus und favorisierten eine integ-

13 CDU Deutschlands, CSU-Landesleitung, SPD (Hrsg.): Deutschlands Zukunft gestalten, Koali-
tionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, 18. Legislaturperiode, Rheinbach 12/2013, S. 60.
14 Vorläufiger Arbeitsentwurf BMFSFJ/BMG für das Bund-Länder-Gespräch auf Fachebene am 
2./3. Juni 2015, Stand Mai 2015 (Artikel 1 eines „Gesetzes zur Reform der Pflegeberufe“), Gesetz 
über den Pflegeberuf (Pflegeberufsgesetz – PflBG).
15 Vgl hierzu beispielhaft: Pressemitteilung der Deutschen Krankenhausgesellschaft (DKG) zur 
Anhörung des Pflegeberufereformgesetzes „Sorgfalt vor Geschwindigkeit“ vom 10.12.2015.
16 DIE LINKE: Gute Ausbildung – Gute Arbeit – Gute Pflege (BT-Drs. 18/7414).
17 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Integrative Pflegeausbildung – Pflegeberuf aufwerten, Fach-
kenntnisse erhalten (BT-Drs. 18/7880).
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rierte (Linke) bzw. integrativ gestufte (BÜNDNIS 90/Grüne) Ausbildung, bei denen 
nach einer einheitlichen Grundausbildung von zwei Jahren im dritten Ausbildungs-
jahr eine Spezialisierung in Altenpflege oder Kinderkrankenpflege erfolgen sollte.
Am 30.5.2016 erfolgte die öffentliche Sachverständigenanhörung der zuständigen 
Bundestagsausschüsse.18 Während die Vertreter/-innen der Berufs- und Wohl-
fahrtsverbände sowie der Hochschulen überwiegend den Gesetzesentwurf begrüß-
ten, wurde er von Ausbildungsstätten und Berufsvertretungen der Altenpflege und 
der Kinder- und Jugendmedizin ebenso kritisiert wie von Arbeitgeberverbänden 
und Gewerkschaften. Die einen erwarteten eine höhere Attraktivität der Ausbildung 
durch die Ausrichtung auf die allgemeine Pflege und die Hochschulausbildung, die 
anderen befürchteten eine unzureichende Spezialisierung und eine Abwanderung 
von Fachkräften aus der Altenpflege in die Akutversorgung. Eine höhere Attraktivi-
tät konnte empirisch allerdings nicht belegt werden, eher das Gegenteil.19 
Hauptkritikpunkte waren die vorgesehene Aufgabe der spezialisierten Berufsab-
schlüsse, erwartete Engpässe in der Pädiatrie, die unzureichende Finanzierung der 
Investitionskosten für die Pflegeschulen, fehlende Regelungen zur Finanzierung 
und zu den Praxiseinsätzen der Hochschulausbildung, Unklarheiten bei der Träger-
schaft der Ausbildung und die vorgesehene Anrechnung von Auszubildenden auf 
Stellen ausgebildeten Personals. Kontrovers bewertet wurden u. a. die vorbehaltenen 
Tätigkeiten und der Zugang zur Ausbildung mit einer zehnjährigen allgemeinen 
Schulbildung. Einhellig begrüßt wurde die generelle Abschaffung des Schulgelds in 
der Altenpflegeausbildung.20

Nach der Sachverständigenanhörung stockte das Gesetzgebungsverfahren. Der 
Gesundheitsausschuss setzte seine Beratungen erst ein Jahr später, am 31.5.2017, 
fort und legte seine Beratungsergebnisse und Beschlussempfehlung kurz vor Ende 

18 Wortprotokoll der 76. Sitzung des Ausschusses für Gesundheit und der 62. Sitzung des Aus-
schusses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Berlin, den 30.  Mai 2016, https://www.bun 
destag.de/ausschuesse/ausschuesse18/a14/anhoerungen/18-wp-anhoerungsarchiv-inhalt-542754 
(15.3.2020).
19 Ebd., S. 25 f.; vgl. a. Matthes, Stephanie, Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB): Attraktivi-
tätssteigerung durch Reform der Pflegeberufe? Wie Schüler/-innen die geplante generalistische 
Pflegeausbildung sehen (Forschungsprojekt „Bildungsorientierungen und -entscheidungen von 
Jugendlichen“), Vortrag vom 16.10.2015; Stellungnahme ESV Dielmann: Ausschuss-Drucksache 
18(14)0174(14), S. 10.
20 Vgl. Wortprotokoll, a. a. O.
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